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KÖLN

Eswird eng
BIANCA POHLMANN
zum Bau neuer Schulen

Sparkassen-Chef soll aufklären
Messehallen:Millionenbetrag angeboten, umGarantie aufzuheben

Mit demBrummton alleingelassen
Betroffene in der Südstadt vermissenHilfe von Behörden – „Einer schiebt es auf den anderen“

Fürs Klärwerk allein zu schade
Stadtentwässerungsbetriebe bieten ab sofort Abwärme aus Abwässerkanälen an

Bocklemünd:
Bagger haut
Hydranten um

KOMMENTAR

Es herrsche kein Chaos, aber
man stehe vor einer großen

Herausforderung, sagt die
Schuldezernentin. Das ist eine
optimistische Formulierung. Es
wird eng an Kölns Schulen. Und
die Prognosen der Schülerzah-
lengehenbis2025vonweiteren
Steigerungen aus. Flüchtlinge
und Zuwanderung sind ebenso
Themen, die einkalkuliert wer-
denmüssen.

Schon jetzt wissen die Schul-
leitungen kaum noch, wie sie
die zusätzlichen Klassen und
Schüler unterbringen sollen.
Die einzige Lösung sind Neu-
und Erweiterungsbauten. Nun
ist es ja nicht so, dass dieser

Gedanke neu ist. Die Pläne für
verschiedene Schulgebäude
liegen vor. Aber es kann nicht
sein, dassdieAusführungdurch
bürokratische Instrumentarien,
aufschiebende Entscheidungen
von Vergabekammern oder Per-
sonalmangel in der Verwaltung
teils bis zu 13 Jahren dauern.

Neue und vor allem schnelle
Lösungen sind gefragt. Das

funktioniert nur, in demman
auch andereWege wagt – ob
nunmodulares Bauen oder
Einsatz vonPrivatunternehmen.
Vor allem aber weniger Büro-
kratie. Für mehr Schulen.

Ihre Meinung an: koeln@kr-redaktion.de
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VON JENS MEIFERT

In der Debatte um einen
neuen Mietvertrag für die Mes-
sehallen soll am kommenden
Montag der Chef der Sparkas-
se Köln Bonn im Hauptaus-
schuss des Stadtrats Stellung
beziehen. Oberbürgermeiste-
rin Henriette Reker hat Artur
Grzesiek nach Rundschau-In-
formationen gebeten, Aus-
kunft über die 70-Millionen-
Euro-Garantie zu geben.

Die Rundschau hatte An-
fang Februar exklusiv über den
Streit zwischen Messe und
Sparkasse berichtet. Die da-
malige Stadtsparkasse Köln
hatte 2003, einen Tag vor Ab-
schluss des Grundstücksver-
kaufs an den Oppenheim-
Esch-Fonds, eine Garantieer-

klärung über den Rückkauf ab-
gegeben. Das Institut gab der
Messe die Zusage, im Jahr
2035, nach Ablauf des Vertra-
ges, das Grundstück samt Auf-
bauten für 70 Millionen Euro
zurückkaufen zu können. Das
finanzielle Risiko im Fall eines
höheren Verkaufspreises, wür-
de somit die Sparkasse tragen.
Nachdem das Mietgeschäft
vom Europäischen Gerichtshof
2009 für unzulässig erklärt und
das Mietverhältnis gekündigt
worden war, sah sich die Spar-
kassenichtmehrandieGaran-
tie gebunden. Die Messe ver-
tritt die gegenteilige Auffas-
sung. Die Sparkasse hat der
Messe im April 2010 sogar ei-
nen Millionenbetrag angebo-
ten, wenn diese die Garantie
als hinfällig anerkenne. Laut

einem internen Protokoll hat
die Messe dies abgelehnt.

Die Grünen haben in einem
Schreiben an den Vorstands-
vorsitzenden der Sparkasse
Köln Bonn ihren Unmut mitge-
teilt. Zum einen habe das Insti-
tut weder Verwaltungsrat,
noch Finanzausschuss des
Rats ausreichend über den
Konflikt informiert. Umfäng-
lich bekannt wurde der Sach-
verhalt erst durch die Rund-
schau-Berichterstattung. Zu-
dem vermissen die Grünen ei-
nen konstruktiven Beitrag zur
LösungdesProblems.„Wirwol-
len jetzt maximale Transpa-
renz“, sagt auch CDU-Partei-
chef Bernd Petelkau. Aus sei-
ner Sicht sei die Sparkasse
weiter an die Garantieerklä-
runggebunden.Schließlichbe-

ziehe sich die Erklärung auf
das Grundstücksgeschäft aus
dem Jahr 2003. Als rechtswid-
rig eingestuft wurde später
aber der Vertrag über Bau und
Anmietung der Hallen, den die
Stadt im August 2004 mit dem
Fonds geschlossen hatte. Aus
Sicht von Petelkau geht es vor
allem darum, den Vergleich
mit dem Fonds zu retten. Eine
komplette Rückabwicklung
des Geschäfts sei nicht mög-
lich. Der Vergleich sieht vor,
dass die Messe künftig eine re-
duzierte Miete von 15,5 Millio-
nen Euro pro Jahr bezahlt. Die
Sparkasse bestätigte, dass
Grzesiek am Montag im Aus-
schuss Stellung nehmen wer-
de. Man habe die Messe um die
Befreiung vom Bankgeheimnis
gebeten.
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VON INGO SCHMITZ

Die Nerven liegen blank:
„Wissen sie, wie oft ich mir
schon anhören musste: Das ist
doch nur ein Kühlschrank in
der Nachbarwohnung?“ Um
nicht noch mehr solcher Kom-
mentare hören zu müssen, will
sie ihren Namen lieber nicht
nennen. Aber kampflos zu-
rückziehen will sie sich auch
nicht, denn langsam, aber si-
cher, geht ihr das Brummge-
räusch an die Substanz. Seit
November vergangenen Jah-
res hört die Südstädterin den
niederfrequenten Ton in ihrer
Wohnung (die Rundschau be-
richtete). „Hilfe gibt es nicht“,
sagt sie. Nach einer monate-
langen Behördenodyssee stellt
sie resigniert fest: „Keiner fühlt
sich mehr zuständig.“

Acht Betroffene sollen es
mittlerweile in der Südstadt
sein, die unter dem Brummton
leiden. Dass es ihn gibt, ist un-
strittig. Auf Anfrage der Rund-
schau bestätigt eine Spreche-
rin der Stadtverwaltung, dass
er auch von Mitarbeitern des
Umweltamtes gehört wurde.
Aus Sicht der Betroffenen war
esdasaberauchschonmitdem
Entgegenkommen. „Die von
der Stadt sagen uns immer nur,
was es nicht sein kann. Bewei-

se kriegen wir dafür nicht zu
sehen“, sagt eine weitere Be-
troffene.

„Wir gehen davon aus, dass
der Brummton durch die Anla-
gen der KVB für die Linie 17
erzeugt wird.“ Das ist die Theo-
rie des städtischen Umweltam-
tes. Damit sei aber nicht mehr
die Stadt, sondern die techni-
sche Aufsichtsbehörde für
Bahnanalgen zuständig: Die
Bezirksregierung Düsseldorf.

„Wieso sollten wir dafür zu-
ständig sein“, lautet die Gegen-
frage eines Sprecher der Düs-
seldorfer Bezirksregierung. Es
sei doch gar nicht erwiesen,
dass der Brummton durch die
Bahnanlagen erzeugt werde.
„Und so lange die Quelle nicht
benannt werden kann, kann
man doch auch nicht sagen,
wer zuständig ist“, folgert er.

Die KVB schließt ihre Anla-
gen als Ursache aus. „Wir ha-

ben alle Möglichkeiten unter-
sucht“, behauptet eine Spre-
cherin.

Mittlerweile liegt der Rund-
schau eine schriftliche Erklä-
rungderDüsseldorferBezirks-
regierung vor. Darin wird auf
die Untersuchungen der KVB
verwiesen. Und damit sei nun
wieder die Stadt der zuständi-
ge Ansprechpartner.

„So geht das die ganze Zeit.
Der Eine schiebt es auf den An-

deren“, sagen die Betroffenen.
Ein Toningenieur, der ihnen
helfen möchte, hat mittlerwei-
le den Brummton gemessen.
Demnach handele es sich ei-
gentlich um zwei Töne. Einmal
im Bereich von 50 Herz und
einmal im Bereich von 100
Herz. Und das sei typisch für
Strom. „Doch ohne uns Gründe
zu nennen, lehnt das Umwelt-
amt beispielsweise das Um-
spannwerk der Rheinenergie

in der Südstadt als Lärmursa-
che rundweg ab.“ Ein Anruf bei
der Rheinenergie ergibt: „Wir
sind mit dem Fall betraut, müs-
sen aber noch klären wie wir
damit betraut sind.“

„Ich kann langsam nicht
mehr“, seufzt eine Betroffene.
„Meine Arbeitskraft ist schon
beeinträchtigt. Nachts kann
ich nur noch mit Kopfhörern
schlafen, auf denen ich Mee-
resrauschen höre.“

WoherkommtdasBrummen inderSüdstadt?DieKVBschließtaus,dassdieneueLinie17etwasdamitzu tunhabenkönnte.DasstädtischeUmweltamthältes fürausgeschlossen,
dass das Umspannwerk amBonnerWall die Quelle ist. Den Vorschlag, der Kühlschrank brummt, können die Betroffenen nicht mehr hören. (Fotos: Horn/Meisenberg)
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VON INGO SCHMITZ

Ohne staatliche Förderung
ging bisher nichts. „Doch nun
ist die Technik so ausgereift
und bezahlbar, nun laufen die
Versuchsanlagen an sechs Köl-
ner Schulen so gut, jetzt wollen
wir die Abwärme des Abwas-
sers auch privaten Kunden an-
bieten“, sagt Otto Schaaf, Vor-
stand der Stadtentwässe-
rungsbetriebe Köln (Steb).

Zehn bis 15 Grad Celsius,
diese Temperatur kann Schaaf
in den Abwasserkanälen das
ganze Jahr über garantieren.
Das klingt nicht nach sehr viel,
kann aber mit Hilfe einer Wär-
mepumpe dazu reichen, Was-
ser auf bis zu 65 Grad Celsius
aufzuheizen. „Natürlich leiten
wir nicht das Abwasser direkt
in die Pumpe“, erklärt Schaaf.

In den Kanal wird im Prinzip
eine Matte mit Rohren gelegt.
Durch die Rohre wird Wasser
geleitet, das Wasser erwärmt
sich am Abwasser. Das ange-
wärmte Wasser wird in den
Keller der Häuser und dort in
die Wärmepumpe geführt.

„Das wird keine Massenbe-
wegung werden“, kappt Schaaf
allzu große Hoffnungen. Ab-
wasserkanäle, die für die Tech-
nik in Frage kommen, müssen
gewisse Anforderungen erfül-
len. Ihr Durchmesser muss
mindestens 60 Zentimeter be-
tragen. Der Mindestabfluss
sollte mehr als 15 Liter pro Se-
kunde sein. Wirtschaftlich
sinnvoll ist das Ganze nur für
Häuser mit einer Heizlast von
100 bis 150 Kilowatt. Das ent-
spricht im Schnitt 50 Wohnein-
heiten. Um Spitzen abdecken

zu können, beispielsweise an
besonders kalten Wintertagen,
muss die Technik durch einen
Heizkessel ergänzt werden.

Durch die Anforderungen
an den Kanal ist die Abwasser-
wärme nicht überall nutzbar.
Auf ihrer Internetseite bietet
die Steb eine Stadtkarte an.
Entlang der infrage kommen-
den Kanäle sind Zonen einge-
zeichnet, in denen sich die
neue Technik rentiert. „Die 50
Wohneinheiten können natür-
lich auch auf Bürofläche umge-
rechnet werden“, sagt Schaaf.

Den hohen Investitionskos-
ten steht gegenüber, dass für
den Energieträger – anders als
bei Gas oder Öl – nichts bezahlt
werden muss. Schaaf: „Wir ver-
dienen daran kein Geld.“ Die
Technik liefert unter anderem
die Rheinenergie.

KANALANSCHLUSS ONLINE

Ab sofort können Bauherren auf
der Internetseite der Stadtentwäs-
serungsbetriebe Köln (Steb) mit
wenigen Klicks in Erfahrung brin-
gen, wo die Abwasserkanäle
liegen und wo sie ihren Hausan-
schluss anschließen können.

Bis zu 2500 Anfragen bekommt
die Steb im Jahr von Bauherren,
die ihren Neubau ans Kanalnetz
anschließen wollen. Bisher ging
das nur schriftlich. Kartenmaterial
und technische Details wurden
ausgedruckt und dem Bauherrn
zugeschickt. Bearbeitungszeit:
Mindestens drei Tage.

Nun soll das in zehn Minuten mit
fünf Klicks erledigt sein, zumin-
dest wenn ein privater Bauherr

die Pläne in einem PDF-Dateiformat
anfordert. Nachdem er sich auf der
Internestseite mit Name und Adresse
sowie dem Grund für seine Anfrage
angemeldet hat, kann er mit der
Baustellenadresse schnell den ihn
betreffen Ausschnitt finden.

Für Baufirmen, die Aussagen über
ganze Straßenzüge oder gar Viertel
brauchen, gibt es einen gesonderten
Zugang. Dort kann der gewünschte
Ausschnitt aus der Kanalkarte in-
dividuell aufgezogen werden. Das
Material kann dann auch in einem
Dateiformat angefordert werden,
dass die Weiterverarbeitung mit
Fachprogrammen ermöglicht. (ngo)
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www.steb.koeln.de

Der Militärring auf Höhe Ol-
lenhauerring in Richtung Sü-
den gesperrt, Wassermassen
schießen über die Straße, der
Verkehr staut sich auf der
Hauptverkehrsader über Hun-
derte von Metern auf – das Bild
bot sich den Autofahrern ges-
tern Vormittag. Grund für das
Chaos: Ein Bagger hatte im
Kreuzungsbereich einen Hy-
dranten umgehauen.

Die Wassermassen, die aus
dem leckgeschlagenen Hy-
dranten herausquollen, waren
beachtlich, hing der doch an ei-
ner großen Transportleitung.
Der Vorteil dabei: Privathaus-
halte waren nicht betroffen.
Kaum eine Stunde später hatte
die Rheinenergie die Lage
auch schon wieder im Griff. Die
defekte Leitung war gestopft,
der Verkehr konnte wieder
fließen. (ngo)
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